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551. Bundesgesetz: Änderung des Arbeiterkammergesetzes
(NR: GP XV AB 204 S. 19. BR: 2063 AB 2070 S. 391.)

552. Bundesgesetz: FMIG-Novelle 1979
(NR: GP XV RV 98 AB 171 S. 19. BR: AB 2066 S. 391.)

553. Bundesgesetz: Abänderung des Konsulargebührengesetzes 1967
(NR: GP XV RV 119 AB 194 S. 20. BR: AB 2080 S. 391.)

5 5 4 . Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes betreffend die Übertragung der Anteilsrechte
des Bundes an der „Martha" Erdöl Gesellschaft m.b.H. und an der „ÖROP"
Handels-Aktiengesellschaft für österreichische Rohölprodukte
(NR: GP XV RV 127 AB 185 S. 20. BR: AB 2085 S. 391.)

5 5 1 . Bundesgesetz vom 17. Dezember 1979,
mit dem das Arbeiterkammergesetz geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen!:

Artikel I

Das Arbeiterkammergesetz, BGBl Nr. 105/
1954, in. der geltenden Fassung wird wie folgt
geändert:

1. § 24 samt Überschrift hat zu lauten:

„Präsident des Arbeiterkammertages

§ 24. (1) Der Präsident des Arbeiterkammer-
tages wird von der Hauptversammlung aus dem
Kreis der Mitglieder des Vorstandes (§ 25 Abs. 1)
mit einfacher Mehrheit gewählt. Die Funktions-
periode des Präsidenten beträgt sechs Jahre; die
Wiederwahl ist zulässig. Unabhängig von der
Funktionsperiode ist die Hauptversammlung
dann unverzüglich zur Neuwahl einzuberufen,
wenn seit der letzten Neuwahl des Präsidenten
die Funktionsperiode von fünf Arbeiterkammern
abgelaufen ist.

(2) Unbeschadet der in Abs. 1 getroffenen
Regelung endet die Funktionsperiode des Präsi-
denten des Arbeiterkammertages mit seinem Aus-
scheiden aus dem Kammertagsvorstand. In diesem
Fall ist die Hauptversammlung unverzüglich zur
Neuwahl einzuberufen.

(3) Der Präsident ist der gesetzliche Vertreter
des Arbeiterkammertages. Er leitet dessen Ge-
schäfte gemäß den Beschlüssen des Vorstandes
und unterfertigt alle Geschäftsstücke unter Mit-
zeichnung des Kammeramtsdirektors der Arbei-
terkammer für Wien, als Leiter des Büros des
Arbeiterkammertages.

(4) Die Hauptversammlung wählt außerdem
aus dem Kreise der Mitglieder des Vorstandes
des Arbeiterkarnmertages mit einfacher Mehrheit
einen Vizepräsidenten. Dieser vertritt den Prä-
sidenten im Falle der Abwesenheit oder einer
sonstigen Verhinderung. Abs. 1, zweiter und
dritter Satz und Abs. 2 gelten sinngemäß.

(5) Dem Präsidenten, bei dessen Verhinderung
dem Vizepräsidenten, steht bei besonderer
Dringlichkeit, insbesondere dann, wenn der Vor-
stand innerhalb einer von Behörden gestellten
Frist keinen Beschluß fassen kann, die Entschei-
dung über die im § 22 Abs. 3 lit. a genannten
Angelegenheiten zu."

2. § 27 samt Überschrift hat zu lauten:

„Büro des Arbeiterkammertages

§ 27. Die Bürogeschäfte des Arbeiterkammer-
tages werden durch das Kammeramt der Arbeiter-
kammer für Wien als Büro des Arbeiterkammer-
tages besorgt. Der Kammeramtsdirektor der Ar-
beiterkammer für Wien ist Leiter des Büros des
Arbeiterkammertages. Die Kosten, die sich aus
dieser Geschäftsführung ergeben, sind von allen
Arbeiterkammern zu tragen. Der Arbeiterkam-
mer für Wien ist von den anderen Arbeiter-
kammern ein Kostenbeitrag in der Höhe von
3. v. H. der jährlichen Einnahmen an Kammer-
umlage spätestens zwei Wochen nach Genehmi-
gung ihres Rechnungsabschlusses zu leisten."

3. Nach § 35 ist ein § 35 a samt Überschrift
mit folgendem Wortlaut einzufügen:

„Datenschutz

§ 35 a. Die nach diesem Bundesgesetz gebilde-
ten Körperschaften des öffentlichen Rechts sind,
insoweit zur Ermittlung, Verarbeitung und Über-
mittlung von Daten im Sinne des Datenschutz-
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gesetzes, BGBl. Nr. 565/1978, ermächtigt, als dies
der Erfüllung der ihnen gesetzlich übertragenen
Aufgaben dient. Sie können auf begründetes Ver-
langen und gegen Ersatz der Kosten kollektiv-
vertragsfähigen, auf freiwilliger Mitgliedschaft
beruhenden Berufsvereinigungen von Arbeit-
nehmern die zur Vertretung von Dienstnehmer-
interessen (§ 1 Abs. 1) notwendigen Daten über-
mitteln. Den Berufsvereinigungen ist eine Weiter-
gabe dieser Daten untersagt."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1980
in Kraft.

(2) Die Wahl des Präsidenten des Arbeiter-
kammertages gemäß diesem Bundesgesetz ist
innerhalb von zwei Monaten nach Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes vorzunehmen. Bis zur Neu-
wahl des Präsidenten führt der bei Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes im Amt befindliche Präsi-
dent des Arbeiterkammertages die Geschäfte.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung
betraut.

Kirchschläger
Kreisky Weißenberg

5 5 2 . Bundesgesetz vom 17. Dezember 1979,
mit dem das Fernmeldeinvestitionsgesetz ge-

ändert wird (FMIG-Novelle 1979)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Fernmeldeinvestitionsgesetz, BGBl.
Nr. 312/1971, zuletzt geändert durch die Fern-
meldeinvestitionsgesetz-Novelle 1978, BGBl.
Nr. 647, wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Bundesminister für Verkehr wird
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Finanzen

1. in den Jahren 1964 bis 1980 zur Erweiterung
und Erneuerung des österreichischen Fern-
sprech-, Datenvermittlungs-, Fernschreib-
und Funknetzes sowie zur Beschaffung von

Kraftfahrzeugen, Meßgeräten und Werk-
zeugen, zur Durchführung allgemeiner Hoch-
bauvorhaben für den Fernmeldedienst, zur
Errichtung kombinierter Post- und Fern-
meldebauten und für sonstige Investitionen
nach Maßgabe des Fernmeldeanteils bei den
hiefür in Frage kommenden Unternehmun-
gen Bestellungen im Höchstausmaß von
49 520 Mill. S zu vergeben;

2. in den Jahren 1981 bis 1982 zur Durch-
führung der in Z. 1 genannten Vorhaben
bei den hiefür in Frage kommenden Unter-
nehmungen Bestellungen im Höchstausmaß
von 14 480 Mill. S zu vergeben."

2. § 2 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Zur Begleichung der von den Unterneh-
mungen vorgelegten Rechnungen sind jene Mehr-
einnahmen an Fernsprechgebühren zu verwenden,
die
in den Jahren 1965 bis 1967 über den Betrag

von 1680 Mill. S,
in den Jahren 1968 bis 1971 über den Betrag

von 2000 Mill. S,
im Jahre 1972 über den Betrag von 2500 Mill. S,
im Jahre 1973 über den Betrag von 2700 Mill. S,
im Jahre 1974 über den Betrag von 3000 Mill. S,
im Jahre 1975 über den Betrag von 3300 Mill. S
und in den Folgejahren über den Betrag hinaus
anfallen, der in den Jahren 1976 und 1977
einem Satz von 47,5 v. H., im Jahre 1978
einem Satz von 55 v. H., im Jahre 1979 einem
Satz von 63 v. H. und ab dem Jahre 1980
einem Satz von 66 v. H. der jährlichen Gesamt-
einnahmen an Fernsprechgebühren entspricht.
Zu diesem Zweck ist in Höhe dieser Mehrein-
nahmen — die in den Bundesvoranschlägen bei
Kapitel 78 getrennt zu veranschlagen sind — ein
gleich hoher zweckgebundener Ausgabenansatz bei
Kapitel 78 vorzusehen."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Verkehr im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen
betraut.

Kirchschläger
Kreisky Lausecker Androsch
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5 5 3 . Bundesgesetz vom 18. Dezember 1979, mit dem das Konsulargebührengesetz
1967 abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Anlage zum § 1 Abs. 1 des Konsulargebührengesetzes 1967, BGBl. Nr. 380, hat zu lauten:

„Anlage zu § 1 des Konsulargebührengesetzes 1967

Konsulargebührentarif

Bezeichnung der gebührenpflichtigen Amtshandlungen
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Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1980 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, soweit Abs. 3 nichts anderes bestimmt,
der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten im Einvernehmen mit dem Bundesminis:er
für Finanzen betraut.

(3) Im Falle des § 8 Konsulargebührengesetz 1967 ist der Bundesminister für Finanzen im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten mit der Vollziehung
dieses Bundesgesetzes betraut.

Kirchschläger
Kreisky Pahr Androsch

5 5 4 . Bundesgesetz vom 18. Dezember 1979,
mit dem das Bundesgesetz betreffend die
Übertragung der Anteilsrechte des Bundes an
der „Martha" Erdöl Gesellschaft m.b.H. und
an der „ÖROP" Handels-Aktiengesellschaft
für österreichische Rohölprodukte geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 30. Juni 1965, betref-
fend die Übertragung der Anteilsrechte des Bun-
des an der „Martha" Erdöl Gesellschaft m.b.H.
und an der „ÖROP" Handels-Aktiengesellschaft
für österreichische Rohölprodukte, BGBl. Nr. 194,
wird wie folgt geändert:

1. § 11 hat zu lauten:

„§ 11. (1) Die in § 3 dieses Bundesgesetzes
bezeichneten Vorzugsaktien sind in Vorzugs-
aktien mit Stimmrecht umzuwandeln und die
Satzung der ELAN Mineralölvertrieb Aktien-
gesellschaft (vormals „ÖROP" Handels-Aktien-
gesellschaft für österreichische Rohölprodukte)
entsprechend zu ändern.

(2) Die Vorzugsdividende ist jedenfalls auszu-
schütten, soweit sie im Jahresgewinn gedeckt ist;
wird die Vorzugsdividende für ein Geschäfts-
jahr nicht oder nicht voll ausgeschüttet, so ist
ihre Ausschüttung aus den Reingewinnen der
folgenden zwei Geschäftsjahre nachzuholen. Dieser

Rechtsanspruch darf nicht durch Bildung freier
Rücklagen geschmälert werden."

2. § 12 hat zu lauten:

„§ 12. Die ÖMV Aktiengesellschaft (vormals
Österreichische Mineralölverwaltung Aktien-
gesellschaft) hat der ELAN Mineralölvertrieb
Aktiengesellschaft (vormals „ÖROP" Handels-
Aktiengesellschaft für österreichische Rohölpro-
dukte) eine Garantieerklärung abzugeben, in
welcher die ÖMV Aktiengesellschaft den Vor-
zugsaktionären der ELAN Mineralölvertrieb
Aktiengesellschaft eine 6,5%ige Vorzugsdividende
garantiert, solange die Vorzugsaktien bestehen.
Der zwischen der Österreichischen Mineralölver-
waltung Aktiengesellschaft und der ELAN Mine-
ralölvertrieb Aktiengesellschaft abgeschlossene
Gewinn- und Verlustausschließungsvertrag ist
unverzüglich aufzulösen."

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1980
in Kraft.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Justiz be-
traut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Broda
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